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Begriffe: Sozialstaat 

Gesamtheit staatlicher Einrichtungen, Maßnahmen und 

Normen zur Herstellung und Wahrung einer gerechten 

Sozialordnung

Ziel: Bearbeitung zentraler Risken und Folgen 

kapitalistischer Ökonomien

! Verbesserung des Lebensstandards 

! rechtliche Ausgestaltung

Basierend auf gesellschaftlichem Grundkonsens

Demokratie: benötigt sozialstaatliches Fundament

Sozialstaat als „wichtigste Friedensformel“
 

(C. Offe)

Vorführender�
Sozialstaat, Sozialpolitik, soziale Sicherung → gehören eng zusammen, sind nicht ident

Was Sozialstaat ist, darüber scheiden sich die Geister – in Sowi kein Konsens, weil:

Was als Sozialstaat definiert hängt immer auch von pol Interessen und Ideologien ab (Lampert)

Unterliegt historischem Wandel 

Erst Rechtsanspruch macht Menschen frei vor Willkür

�
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Sozialpolitik: Bereiche
Mittel zum Ausgleich sozialer Benachteiligung durch politisches 
Handeln

Regelung kollektiver Problemlagen: richtet sich an Individuen
Gesellschaftliche Funktion: Organisation von Solidarität

Sozialpolitikbereiche in Österreich: 
1.

 

Soziale Sicherung
! Sozialversicherung
! Sozialhilfe 

2.
 

Regelung der Arbeitsbedingungen und -beziehungen
" Arbeitsrecht und ArbeitnehmerInnenschutz, betriebliche 

Mitbestimmung
3.

 

Aktive Arbeitsmarktpolitik
! Informations- und Vermittlungsservice 
! Fördermaßnahmen

4.
 

Familienrelevante Leistungen
! Familienbeihilfen, Kinderbetreuungsgeld etc. 

Vorführender�
Sozialstaat und Sozialpolitik sind nicht ident:

Sozialstaat: schafft institutionellen Rahmen und definiert Ziel

Sozialpolitik: Mittel zur Erreichung des Ziels 

Hat gesellschaftliche Funktion: Organisation von Solidarität

Tut dies zum kollektiven Nutzen

zB Verwirklichung akzeptierter gesell Werte 

Vermeidung gesellschaftlicher Spaltungen – materielle Niveauunterschiede soweit ausgleichen, dass friedliche Koexistenz möglich ist

Bildung von Humankapital



Staatl Maßnahmen zur: 

Angleichung der Lebenschancen und –bedingungen

Verbesserung zugunsten sozial Schwacher

Absicherung existenzieller Risiken

Sozialversicherung:

KV, UV, PV,

Arbeitslosenversicherung

Universelle Systeme

Familienbeihilfen

KBG (2002)

Pflegegeld (1993)

Krankenversicherungsschutz

Bedarfsorientierte Leistungen:

Ausgleichszulage in PV (2009: 772,4€ Alleinstehende; Ehepaar: 1.158€)

NH in Arbeitslosenversicherung 

Sozialhilfe 

Wohn- und Studienbeihilfe

Beamtenversorgung

V.a. Pensionen 

Regelung je nach DG

Keine ALV 

Spezielle Versorgungssysteme

Kriegs- und Heeresopferversorgung

Opfer des Faschismus

Verbrechensopfer

Allgemeine Steuermittel

BMSG, Sozialämter

Arbeitsrecht und ArbeitnehmerInnenschutz

Individuelles und kollektives Arbeitsrecht → weiter ausführen!!

Absicherung bei Krankheit

Ansprüche von Eltern (Pflegeurlaub, 

Kündigungsschutz (Fristen

Regelung von Arbeits- und Ruhezeiten

Vermeidung von Arbeitsunfällen

�
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Begriffe: Soziale Sicherung
Sozialversicherung

Kranken-, Unfall und 
Pensionsversicherung
Arbeitslosenversicherung

Sozialhilfe
Zweites Netz
Bedarfsorientiert
Subsidiär 

Universelle Leistungen
Familienbeihilfen
Kinderbetreuungsgeld 
(2002)
Pflegegeld (1993)

Bedarfsorientierte Leistungen
Ausgleichszulage in 
Pensionsversicherung
Notstandshilfe in 
Arbeitslosenversicherung 
Sozialhilfe 
Wohn-

 
und Studienbeihilfe

Beamtenversorgung
V.a. Pensionsversicherung

Spezielle Versorgungs-
systeme

Kriegs-
 

und Heeresopfer
Opfer des Faschismus
Verbrechensopfer

Vorführender�
Systeme der sozialen Sicherung sind institutioneller Kern des Sozialstaats  

Sozialversicherung bietet Schutz gegen existenzielle Risken: Krankheit, Unfall, Alter, Tod, Arbeitslosigkeit 

Abgesehen davon �
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Gestaltungsprinzipien I
Erwerbszentriertheit

Primärer Zugang

 

zur Sicherung: Erwerbsarbeit
! keine eigenständige Sicherung von Kindern und nicht-erwerbstätigen Frauen 
(Mitversicherung)
! Pflichtversicherung (Ausnahme: Möglichkeiten der freiwilligen Versicherung)

Mittelbarer Zugang: Ehe
! Dominant: unbezahlte familiäre Arbeit überwiegend von Frauen ausgeführt 
! wenige Leistungen unabhängig von Erwerbsarbeit (universell)

Äquivalenzprinzip/Leistungsgerechtigkeit
Äquivalenzrelation zwischen: 
! Höhe des Einkommens, Beitragsleistungen und  Höhe der Transferleistungen

Anwendung in: 
! Pensionsversicherung, Arbeitslosenversicherung, Geldleistungen in KV  

Ziel: Status-

 

bzw. Lebensstandardsicherung
Effekt: Reproduktion der Einkommensungleichheit 
! v.a. auch zwischen den Geschlechtern 

Ausnahmen: 
! Sachleistungen in Krankenversicherung, Familienbeihilfen, Pflegegeld

Mindeststandards:
! Ausgleichszulage
! bedarfsorientierte Mindestsicherung (ab Herbst 2010)

Vorführender�
Ersten drei Gestaltungsprinzipien beziehen sich auf die Sozialversicherung, die folgende auf andere Bereiche

Erwerbszentrierung: Zugang über Erwerbsarbeit und/oder Ehe 

Freiwillige Versicherung → Möglichkeiten erwähnen: Exzerpt aus Soziale Sicherheit 7/2009

Versicherungspflicht → in D in KV → nicht automatisch einbezogen, wie bei uns, sondern muss sich selbst darum kümmern, kann wählen bei welcher AOK

Erwerbszentrierung → Zugang über eine versicherungspflichtige Beschäftigung (als Gegenbeispiel für ein Bürgermodell, ev Schweden?)

Leistungsbemessung → v.a. bei Alter, Erwerbslosigkeit, Invalidität → spielt weniger Rolle in KV

Ehe/Familien → Pensionen → Hinterbliebenenpensionen; KV → beitragsfreie Mitversicherung von Familienangehörigen: Kindern und Ehefrauen → diesbezügliche Einschränkungen (Soziale Sicherheit 7/2009)

Keine Mindeststandards: Unterschied zu Skandinavien�
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Gestaltungsprinzipien II
Subsidiarität 

Nachrangigkeit staatlicher Hilfe gegenüber allen Möglichkeiten der 
Einkommenserzielung
! Erwerbseinkommen
! Unterhaltsleistungen 
! Transferleistungen 
! Vermögen 
Orientierung an Bedürftigkeit 
Individualisierungsprinzip
! nicht kollektive Notlagen (z.B. Arbeitslosigkeit) sondern individuelle Not
Anwendung: in der Sozialhilfe 

Schutz der Lohnabhängigen im Arbeitsprozess 
Schutz der unter kapitalistischen Produktionsbedingungen strukturell 
ökonomisch Schwächeren 
durch Regelung der Arbeitsbedingungen und -beziehungen

Vorführender�
Staatliche Riskenvorsroge: ursprünglich: Schutz

Schutz der Lohnabhängigen im Arbeitsprozess: Regelung der Arbeitsbeziehungen = ein wichtiger Teil der Sozialpolitik in Österreich 

Umfasst: Arbeitsrecht 

ArbeitnehmerInnenschutz 

Betriebliche Mitbestimmung �



wien.arbeiterkammer.at

Organisation und Finanzierung
Legislative Kompetenzenteilung

Regelungen durch den Bund überwiegen
! Sozialversicherung, Arbeitsrecht, Arbeitsmarktpolitik, z.T. 
familienrelevante Leistungen
Länder  
! Teil des Gesundheitswesens, Wohnungswesen, Soziale 
Dienste, Kinderbetreuungseinrichtungen, Sozialhilfe 

Organisation der Sozialversicherung
Selbstverwaltung
Reihe von Trägern 
! Gliederung nach Sparten, Berufsgruppen, Regionen 

Finanzierung
Umlageverfahren

 
–

 
Generationenvertrag

Beiträge von AN, AG und Bund (in der Sozialversicherung)
Gemeinden und Länder (in der Sozialhilfe)

Vorführender�
Selbstverwaltung → Staat überträgt best Verwaltungsaufgaben, die ihm obliegen, jenen Personengruppen, die unmittelbares Interesse daran haben; aus deren Vertretern werden Verwaltungskörper gebildet;

Öst Sozialversicherung seit Errichtung – außer 1939-1947 nach Prinzip der Selbstverwaltung durchgeführt; unmittelbares Interesse: Erwerbstätigen als Beitragszahler und Leistungsempfänger und AG; gesetzlichen Interessenvertretungen entsenden Vertreter in die Verwaltungskörper  

Versicherungspflicht → freie Wahl des Versicherungsträgers (zB in D) → kann für Einzelne/n erhebliche Nachteile aufweisen: Riskenauslese, höhere Prämien für sozial Schwache, hoher Verwaltungsaufwand;

Jeder Bürger muss bei privater oder gesetzlichen KK versichert sein; alle, die Schutz in privater KV verloren haben, weil sie Beiträge nicht zahlen können → müssen sich im Basistarif der privaten KV versichern → Basistarif sieht keine Gesundheitsprüfung vor, niemand kann abgelehnt werden; 

keine Versicherungspflicht: AN, wenn Eink über 40.500€ jährlich oder gfB (325 €); versicherungsfrei: Beamte, Richter, Berufssoldaten

Möglichkeiten der freiwillige Versicherung:

KV: 

Selbstversicherung i → wenn nicht pflichtversichert und Wohnsitz in Österreich → monatl Beitrag zwischen 47,68€ und 341,92€

Studenten → bis 27. Lebensjahr beitragsfrei bei Eltern; danach selbst versichern; wenn Voraussetzungen für begünstigten Studi-Tarif erfüllt: 47,68€, davon zahlt Hälfte Staat;

Bei gf Beschäftigung → wenn Wohnsitz im Inland, Antrag stellen auf KV und PV → 50,48€�
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Organisation der österreichischen Sozialversicherung

Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger

Unfallversicherung Krankenversicherung Pensionsversicherung

Allgemeine 

Unfallversicherungs-

 anstalt

9 Gebietskrankenkassen  

6 Betriebskrankenkassen 

Pensionsversicherungs-

 anstalt

Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft 

Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und Bergbau*

Sozialversicherungsanstalt der Bauern 

Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter 

Versicherungsanstalt des 

österreichischen Notariats 

Vorführender�
UV:

Selbstversicherung für u.a.

Nicht pflichtversicherte selbst Erwerbstätige und Lehrkräfte in Betriebsstätte, Fachschulen etc, wenn nicht pflichtversichert

Höherversicherung → Selbständige Erwerbstätige, die Mitglied einer WK oder neue Selbständige → höhere Rentenansprüche

PV:

Weiterversicherung → allgemeines Recht, wenn best Ausmaß an Vorversicherungszeiten

Selbstversicherung → wenn keine/nicht ausreichende Vorversicherungszeiten → Berechtigung zu Weiterversicherung erlangen; ermöglicht auch Personen (zB Hausfrauen) die nie erwerbstätig, einen eigenen Pensionsanspruch zu erlangen

Selbstversicherung bei gf Beschäftigung → KV und PV: 50,48€;

Selbstvers bei Pflege eines gemeinsamen Kindes → im Inland, gemeins Haushalt bis zum 40. Lebensjahr des Kindes; Beiträge aus Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen 

Selbstvers für Besuch einer Bildungseinrichtung ??

Selbstvers für Zeiten der Pflege naher Angehöriger → ab Pflegestufe 3; Beiträge von Bund; 

Höherversicherung → Höchstbeitragsgrundlage 2009: 4.020€ → auch Pension kann best Höhe nicht überschreiten; für darüber hinaus gehenden Pensionsanspruch: freiwill Höherversicherung;

Beiträge können frei gewählt werden, jährl Höchstgrenze: 8.040€

Aus Höherversicherung wird besond Steigerungsbetrag (Zusatzpension) gezahlt (14mal jährlich)

Auch Hinterbliebene kommen in Genuss: Witwe 60%, Halbwaisen 24%, Vollwaisen 36% der Zusatzpension

Beiträge und Leistungen sind steuerbegünstigt

Höherversicherungsbeiträge können im Rahmen der „Steuerreform“ 2000 als prämienbegünstigte Beiträge geleistet werden

Prinzip entspricht Beitragsleistung in privater Pensionsvorsorge  

�
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Finanzierung der Sozialversicherung 
V.a. durch Beiträge

Versicherte
ArbeitgeberInnen
Ausfallshaftung des Staates 
! aus allgemeinen Steuermitteln (2006: 33,3%) 

Höhe der Beiträge: 
Beitragsgrundlage 
! Berechnet auf Basis des Erwerbseinkommens, bis zur 
Höchstbeitragsgrundlage 
! für Unternehmen: Lohnsumme
! Mindestbeitragsgrundlage im GSVG in KV und PV 
! Versicherungspflicht in KV und PV für Bauern (Einheitswert > 1.500 €)
! BeamtInnen sind kranken- und unfallversichert, im Ruhestand: 
Ruhegenuss
Beitragssatz: 
! Unterschiede: 
! zwischen ArbeitgeberInnen und Versicherten 
! nach beruflichem Status 

Vorführender�
Höchstbeitragsgrundlage: 2009: 

ASVG → 4.020€ und freie DN, wenn keine Sonderzahlungen 

GSVG → 4.690€ und freie DN, wenn Sonderzahlungen vereinbart

Geringfügige Beschäftigung: 357,74

Im GSVG in KV und PV Mindestbeitragsgrundlage → 637€ in KV, 887,38€ in PV für Gewerbetreibende; 537,78 für hauptberufliche „neue“ Selbständige

Beamte: erhalten Ruhegenuss vom Staat, Pensionsbeitrag nach Pensionsgesetz

Ausfallshaftung des Bundes: 

Beiträge zu Krankenversicherung und Pensionsversicherung von arbeitslosen Personen werden vom AMS getragen�
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Beitragssätze in der Sozialversicherung (2009, in %)

Beitragssätze in % Versicherte

Selbständig Erwerbstätige in der
gewerblichen Wirtschaft

a) in der Krankenversicherung 7,65
b) in der Unfallversicherung 7,84 €
c) in der Pensionsversicherung 16

Neue Selbständige 
a) in der Krankenversicherung 7,65
b) in der Unfallversicherung 7,84 €
c) in der Pensionsversicherung 16

Freiberuflich selbständige Erwerbstätige
a) in der Krankenversicherung 7,65
b) in der Unfallversicherung 7,84 €
c) in der Pensionsversicherung 20

Bauern/Bäuerinnen
a) in der Krankenversicherung 7,65
b) in der Unfallversicherung 1,9
c) in der Pensionsversicherung 15

Beitragssätze in % AG
Ver-

 
sicherte

Ges-

 
amt 

Unselbständig Erwerbstätige 

a) in der Krankenversicherung

Angestellte 3,83 3,82 7,65

ArbeiterInnen 3,70 3,95 7,65

Freie 
DienstnehmerInnen 3,78 3,87 7,65

BeamtInnen 3,55 4,10 7,65

b) in der Unfallversicherung

ArbeiterInnen

 

und 
Angestellte, Freie 
DienstnehmerInnen 1,40 - 1,40

BeamtInnen 0,47 - 0,47

c) in der Pensionsversicherung 

ArbeiterInnen

 

und 
Angestellte, Freie 
DienstnehmerInnen 12,55 10,25 22,80

Bergbaubeschäft. 18,05 10,25 28,30
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Ausgaben des Sozialsystems nach Funktionen 
(in Mrd. €)

1995 2000 2005 2006

Anteile
in % 

2006

BIP 174,61 207,53 244,45 257,29
Sozialausgaben

 

insgesamt 50,37 59 70,52 73,26
Sozialausgaben

 

in % des 
BIP 28,8% 28,4% 28,8% 28,5%
Alter 18,21 22,74 27,73 29,27 40,0%

Krankheit/ 
Gesundheitsversorgung 12,53 14,64 17,39 18,14 24,8%

Familie/ Kinder 5,5 6,15 7,32 7,42 10,1%

Invalidität/ Gebrechen 4,72 5,53 5,86 5,82 7,9%

Arbeitslosigkeit 2,83 2,8 3,94 4,12 5,6%

Hinterbliebene 4,43 4,75 5,07 5,26 7,2%

Wohnen und soziale 
Ausgrenzung 0,67 0,6 0,96 1,07 1,5%

Sonstiges 1,48 1,79 2,26 2,16 2,9%

Quelle: Statistik Austria. 

Vorführender�
Sozialausgaben – Zusammensetzung: 

65,3% Beiträge der AG und Versicherten → ca. 47 Mrd. €

33,3% Beiträge des Staates

1,4% sonstige Einnahmen �
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Sozialausgaben in % des BIP in der EU 
1995 2006

Österreich 28,8 28,5

Belgien 27,4 30,1

Bulgarien 15

Schweiz 25,6 28,4

Zypern* 14,8 18,4

Tschech. Republik 17,4 18,7

Deutschland 28,3 28,7

Dänemark 31,9 29,1

Estland* 14 12,4

Spanien 21,6 20,9

EU 15 27,6 27,5

EU 25* 26,5 27

EU 27 26,9

Finland 31,5 26,2

Frankreich 30,3 31,1

1995 2006

Grienchenland 19,9 24,2

Ungarn* 19,3 22,3

Irland 18,8 18,2

Italien 24,2 26,6

Litauen* 15,8 13,2

Luxemburg 20,7 20,4

Lettland* 15,3 12,2

Malta 16,1 18,1

Niederlande 30,6 29,3

Polen* 19,7 19,2

Portugal 21 25,4

Rumänien* 13,2 14

Schweden 33,6 30,7

Slowenien* 24,2 22,8

Slowak. Republik 18,5 15,9

Großbritannien 27,7 26,4

Quelle: Eurostat, Essoss-Datenbank.
*) Daten für 2000.

Vorführender�
Sozialausgaben: 

Wichtigster quantitativer Indikator für Messung/Vergleich von Sozialstaaten

Sagt noch nichts darüber aus, wie die Ausgaben verteilt sind und welchen Personengruppen sie zugute kommen

In Europa beträchtliche Unterschiede

Inkludieren dies öffentliche und private Ausgaben??? Norman??? Warum GB so hoch???�



wien.arbeiterkammer.at

Historische Entwicklung: Grundlegung
Armutsproblematik

Reichsheimatgesetz (1863)
! Zuständigkeit: Länder/Gemeinden 
! Subsidiaritäts- und 
Individualisierungsprinzip

Gesamtstaatliche Sozialpolitik
Arbeiterfrage: Steuerung und 
Anpassung 
Kranken-

 

und Unfallversicherung 
(1887/1888)
Staatliche Regelung der 
Arbeitsbedingungen ab Mitte der 
1880er Jahre
! 11-Stunden Arbeitstag in Fabriken 
! Regelung der Arbeit von 
Kindern/Jugendlichen
! Bestimmungen über Arbeitsordnung 
und -vertrag 
PV für Privatangestellte (1907)

Erste Republik: Ausbau
Arbeitsbeziehungen
! 8-Stunden Tag 
! Urlaub für Arbeiter
! Betriebliche Mitbestimmung
Sozialversicherung 
! Regelung der KV 
! Arbeitslosenversicherung (1920)
! Ausbau der Sozialversicherung für 
Angestellte und Land- und Forstarbeiter
Seit Anfang 1930er: Diskontinuität

Bis 1945 gilt insgesamt:
Sozialpolitik: Angelpunkt 
divergierender gesellschafts-

 politischer Interessen 
Kräfteverhältnisse: 

! Schübe, Stagnation,  Brüche

Vorführender�
Sozialstaat und Sozialpolitik = ein Produkt der Neuzeit; 

Verschiedene Formen sozialer Absicherung hat es auch davor gegeben... Antikes Rom, Ägypten

Armenpflege im Mittelalter: Arme als Objekte karitativer Zuwendung; in Neuzeit: Adressaten gezielter Eingriffe staatl Institutionen



Reichsheimatgesetz: Prinzipien prägend für Neuordnung der SH in 1970er Jahren



Gesamtstaatliche Sozialpolitik: in Abgrenzung von Armutsproblematik: Steuerung der „Arbeiterfrage + Anpassung der Arbeiter an kapitalist Produktionsbedingungen“

Expansion: in Bahnen, die in ausgehendem 19, JH gelegt

�
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Expansion: 1945-1980
Expansion in den tradierten Bahnen (Gestaltungsprinzipien) 
Beträchtliche Expansion in allen relevanten Bereichen 

Anstaltspflege, Rehabilitation, Gesundenuntersuchungen 
Erhöhung/Verlängerung des Wochengeldes
Verstärkter Schutz in Unfallversicherung
Längere Anspruchsdauer (Kranken-

 

und Arbeitslosengeld)
Vorzeitige Alterspension bei Arbeitslosigkeit und langer Versicherungsdauer 
Rentensonderzahlungen (13. und 14.)
Erweiterung des Arbeitsschutzes 
Aktive Arbeitsmarktpolitik 

Begünstigt durch Umfeld: 
Hohes Wirtschaftswachstum
Vollbeschäftigung (in 1960ern und 1970ern)
Grundkonsens von Regierung, Parteien Verbänden 
Nicht konfliktfrei: z.B. Sozialversicherung 
! Divergenzen: Versichertenkreis, Finanzierung, Niveau der Leistungen 
! Divergenzen schließen politische Lösungen nicht aus: Kompromisse 

Vorführender�
Beträchtliche Expansion in allen relevanten Bereichen

Grundkonsens über allgemeine wirtschaftliche und sop Ziele: Beschäftigungswachstum, Preisstabilität, Handelsbilanz als Voraussetzung für Sicherung des Lebensstandard; 

Konsens in Sozialpolitik: Wirtschaftswachstum und Vollbeschäftigung als Basis für Sicherung und Ausbau der Sozialpolitik 

Familienrelevante Leistungen: Familienbeihilfen, Wochen und KUG, Familienzuschlag bei Arbeitslosigkeit, Alleinverdiener- und Alleinerzieherabsetzbetrag

Neuordnung der Sozialhilfe 

Entgeltfortzahlung

Abfertigung

Erweiterung des Arbeitsschutzes: Verkürzung der Arbeitszeit; Urlaub → 4 anstatt 2 Wochen, Regelung des kollektiven Arbeitsrechts

Aktive Arbeitsmarktpolitik: Maßnahmen zur Anpassung/Mobilisierung arbeitsloser Menschen, Arbeitsvermittlung, Förderungen/Beihilfen

Ausführen: Divergenzen  Versichertenkreis, Finanzierung, Niveau der Leistungen  Beispiele anführen

�
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Wirkungen  
Ausweitung der 
Anspruchsberechtigten

In KV einbezogen:
! 1945: 63,5%

! 1980: 98%

! 2007: 98,7% bzw. 8,2 Mio.

Versicherte in der PV 
! 2007: 3,43 Mio. 

Versicherungsverhältnisse

Anstieg der Sozialquote
1960: 17,2%
1980: 26,7%
2006: 28,5%

46%

26%

25%
3%

Erwerbstätige und freiwillig Versicherte
Angehörige 
PensionistInnen
Sonstige

Geschützte Personen in der sozialen 
Krankenversicherung, 2008 

Vorführender�
KV: Prinzip der Erwebszentrierung in KV schwächer ausgeprägt: beträchtlicher Teil der Anspruchsberechtigten sind über eine (beitragsfreie) Mitversicherung als Angehörige einbezogen �
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Sozialstaat unter Druck: verändertes
 

Umfeld
Geringeres Wirtschaftswachstum (ca. 2%)
Eingeengter Handlungsspielraum durch Internationale Verflechtungen
Globalisierung setzt v.a. ausgebaute Wohlfahrtsstaaten unter Druck

Folgewirkungen auf Ebene politischer Diskurse, Prioritäten und realisierter Politik

Demographische Veränderungen 
Steigende Lebenserwartung

 

und sinkende

 

Geburtenraten
Alterung der Erwebsbevölkerung
Verschiebung der Anteile zwischen Personen im Erwerbsalter und darüber
wichtig: wie viele Menschen im Haupterwerbsalter in Beschäftigung 

Veränderungen der traditionellen Familienkonstellation 
EU-Beitritt

Auflagen der Budgetdisziplin (Maastricht): Folgen im Bereich der

 
Sozialversicherung 

Anhaltend hohe Arbeitslosigkeit
Flexibilisierung des Arbeitsmarktes 
! steigende Anforderungen hinsichtlich Mobilität und Flexibilität
! eng wird es für jene, die nicht mithalten können: Betreuungspflichten, 
Behinderung, geringe Qualifikation 
Atypisierung des Arbeitsmarktes  

Vorführender�


Seit den 1980er Jahre: gegenläufige Trends in einem veränderten Umfeld

Eingeengter Handlungsspielraum  internationale Verflechtungen  WWU 

Demographie:

Alterung der Erwerbsbevölkerung  ab 2015 größte Gruppe der Beschäftigten über 45

Verschiebung der Anteile zwischen Personen im Erwerbsalter und darüber: 

: Anteile 65+ zu 15-65-Jährigen 

 2004 → 1:4

 2030 → 1:2,3

EU-Beitritt 

Erweiterung der Regelungen: ArbeitnehmerInnenschutz, Geschlechtergleichbehandlung, Antidiskriminierung 

EU-Beitritt:

Maastricht  Sparpakete Mitte der 1990er

 folgende Änderungen in der Pensionsversicherung 

Veränderungen der traditionellen Familie  Pluralisierung von Lebensformen: 

Ein-Personen-Haushalte

Alleinerziehende

Unverheiratete Paare 

Patchwork-Familien etc









 wie viele Menschen in Haupterwerbsalter in Beschäftigung: steigende Erwerbsquote könnte Folgen der Alterung für Finanzierung der Pensionsversicherung mildern 



Veränderungen der traditionellen Familien: 

Anstieg der Frauenerwerbsquote → Zahlen!!!

Anstieg der Scheidungsraten → Zahlen!!

Pluralisierung der Formen des Zusammenlebens �
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Atypische Beschäftigung in Österreich 

Freie Dienstverträge
2000 2008

22.218 25.977

Geringfügig freie DV
2003 2008

42.177 44.878

Neue Selbständige
1998 2008

7.722 30.213

Leiharbeit
1998 2008

20.772 68.081

Geringfügig Beschäftigte
1998 2008

170.950 276.900

Teilzeitarbeit
1994 2008

496.800 954.800

Befristete Beschäftigung
2004 2008

289.600 316.400
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Veränderungen: politische Prioritäten
Nachkriegsjahrzehnte: Konsens über Rolle des Staates 
Zunehmender Dissens über künftige Ausrichtung seit den 1980er 
Jahren 
Vorhaben der ÖVP-FPÖ/BZÖ-Regierung: 
! Abschlankung staatlicher Aufgaben
! mehr Eigenverantwortung
! Vorsorge hat Vorrang vor Fürsorge

! prioritäre Ausrichtung des Sozialstaats an individuellen Not- und 
Bedarfslagen 
! Unterordnung der Sozialversicherung unter budget- und 
wirtschaftspolitische Prioritäten
! gleichzeitiger Ausbau von betrieblicher und privater Vorsorge
! traditionelle Vorstellungen über Ehe, Familien und abgeleitete Versorgung 
von Frauen 

Realisierung von neoliberal-konservativer Politik 
! Niveaukürzungen, Leistungsabbau in PV und ALV
! Ausbau familienpolitischer Leistungen 
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Sozialstaat unter Druck: Erweiterungen –
 

Rückbau
Arbeitsrecht: Erweiterungen
! Ausbau der Mitbestimmung (1986)
! Verlängerung des Karenzgeldanspruchs (1990)
! Betriebspensionsgesetz (1992)
! Erweiterung des Gleichbehandlungsgebots (1992)
! Einführung der Bildungskarenz (1997)
! Flexibilisierung bei der Arbeitszeit (1997, 2007)
! familienrelevante Leistungen (Väterkarenz, Kindererziehungszeiten, KBG)
Arbeitsmarktpolitik: 
! Erweiterung der Mittel für aktive Arbeitsmarktpolitik (EU-Beitritt)
! zunehmend restriktivere Ausländerbeschäftigungspolitik
! Restriktivere Gestaltung der Anspruchsbedingungen und 
Leistungskürzungen bei familienrelevanten Leistungen 
Sozialversicherung: 
! bis Mitte 1990er: punktuelle Erweiterungen und Leistungseinschränkungen
! kein substanzieller Kurswechsel

Vorführender�
In 80ern/90ern: Entwicklungen sind noch keine Einbahnstraße 

Erweiterungen und Rückbau

Leistungskürzungen bei familienrelevanten Leistungen: Streichung der Fahrtenbeihilfe für Studierende



Sozialversicherung: bis Mitte der 90er Jahre: punktuelle Erweiterungen und Leistungseinschränkungen 

Pragmatische Anpassung an veränderte soziale und ökonomische Bedingungen �
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Leistungsbegrenzungen
Arbeitslosenversicherung

Seit 1993 restriktiver Kurs 
! verschärfte Bedingungen des 
Bezuges von Leistungen (1993)
! Reduktion der Nettoersatzrate 
(von 57,9% auf 56%)
! Anwartschaft auf neuen Anspruch: 
von 20 auf 26 Wochen
! Verlängerung der Berechnungszeit 
für Arbeitslosengeld 
Seit 2000: „Treffsicherheit“
! Nettoersatzrate: 55% 
! Anwartschaft: 28 Wochen
! Verschärfung von 
Kontrolle/Sanktionen
! Reduktion des Familienzuschlags

Pensionsversicherung
Tiefe Einschnitte 2003/04:
! Abgeschafft: 
! Alterspension bei langer 
Versicherungsdauer 
! Alterspension bei Arbeitslosigkeit 
! Gleitpension
! Abschläge Frühpension: 4,2%
! Durchrechnungszeitraum: von 15 auf 
40 Jahre
! Steigerungsbeitrag: von 2% auf 1,78%
! Höchstpension: 80% nach 45 Jahren
Umbau: Abgang von Ziel der 
Lebensstandardsicherung
! Einschränkung des Leistungsniveaus 
! Verstärkung der betrieblichen und 
privaten Vorsorge

Vorführender�
ab Mitte 1990er: restriktive Ausrichtung ist bestimmend

Regierung Schüssel: Aufgabe der Lebensstandardsicherung in PV

�
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Probleme im Sozialstaat 
Finanzierungsprobleme

Schere zwischen Einnahmen und Ausgaben
Niedriges Pensionsanfallsalter bei steigender Lebenserwartung
Sinkende Beiträge durch höhere Arbeitslosigkeit 
Differenz Einnahmen-Ausgaben im Gesundheitsbereich 

Lücken
Ausschluss: Nichterfüllung von Anspruchsvoraussetzungen 

Verarmungsrisiko
niedrige diskontinuierliche Einkommen führen zu nicht 
existenzsichernden Leistungen 
! Arbeitslosengeld
! Notstandshilfe
! Pensionen
! in all diesen Bereichen sind Frauen besonders betroffen:

! Niveau der Transferleistungen von Frauen deutlich niedriger

Armut trotz Erwerbsarbeit: Working
 

Poor

Vorführender�
Öffentliches Interesse dominiert von Finanzierungsproblemen�
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Armut trotz Arbeit: Working
 

Poor
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Reduktion von Armut 

vor Sozialleistungen nach Sozialleistungen
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Resümee
Entwicklungen sind weder zwingend noch 

alternativlos

Erweiterung erwerbsbezogener sozialer 

Sicherungssysteme durch:

! Ausbau von Grundsicherung

! Erweiterung von Mindeststandards

! Änderung des Finanzierungsmodus: Ausweitung der 

Einnahmenbasis bei Unternehmen
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Vergleichende Wohlfahrstaatstypologien
Wohlfahrtsstaatregime (Esping-

 Andersen)
Untersucht nicht nur Niveau sozialer 
Sicherung (Sozialquoten) 
Sondern auch: 
! politische Akteurskonstellationen
! Gesellschaftspolitische Konzeptionen 

Dekommodifizierung
! Verringerung der Marktabhängigkeit
Stratifizierung 
! Konsequenzen der Sozialpolitik für 
soziale Schichtung
Relation zwischen Staat –

 

Markt –

 Familie

Liberales Regime 
Geringe Verantwortlichkeit des Staates 
! Annahme: Markt = beste Lösung 
! Eigenverantwortung und -vorsorge 
Bedarfsprüfung 
Wenig regulierter Arbeitsmarkt 
Dekommodifizierung

 

gering 

Konservatives Regime
Staat interveniert stärker 
Reproduktion von Marktungleichheiten 
Korporatistische

 

Organisation
Dekommodifizierung

 

mittel
Zentrale Rolle: Erwerbsarbeit und Familie

Sozialdemokratisches Regime
Gleichheit, Gemeinwohl, Solidarität
Mix: Staatsbürgerversorgung und 
Sozialversicherung 
Universalistischer Charakter 
Hohes Versorgungsniveau 
Dekommodifizierung

 

hoch 

Rudimentäres Regime  

Vorführender�
Esping-Andersen geht davon aus: 

Westeuropäische Gesellschaften alle charakterisiert durch 

Marktwirtschaft

Demokratie

Staatliche Intervention

Aber: unterschiedliche Institutionelle Arrangements, Sozialstaatsziele und Ausmaße öffentlicher Unterstützung 

Kritik an Esping-Andersen: 

Inkonsistenz zwischen empir Realität und Idealtypen

Mediterrane Wohlfahrtsstaaten → Sonderform des konservativen Regimes → Sozialversicherung hat erhebliche Lücken, muss Familie auffangen; wichtige Rolle von Kirchen, 

Mischtypen: Finnland: hohe Dekommodifizierung, mittlere Stratifizierung 

Mangelnde Berücksichtigung von Geschlechterstrukturen

Auf Mittel- und osteurop Staaten kaum anwendbar

Liberaler Wohlfahrtsstaat:

Limitierte Sozialleistungen, damit keine Anreize Wohlfahrt staat Arbeit zu wählen → Eigenverantwortung 

Dominant: Bedarfsabhängige Leistungen für Niedriglohngruppen

Strenge Anspruchsvoraussetzungen – geringes Niveau der Leistungen 

Durch Minimalleistungspolitik ermutigt Staat private Wohlfahrtsinitiativen 

Schafft: relative Gleichheit unter den Armen, differenzierte Wohlfahrt bei Mittel- und Oberschicht 

Korporatistisches Regime: 

Korporatismus → = Erhalt von Statusunterschieden 

Individuelle Ansprüche abhängig von Zugehörigkeit zu bestimmter Berufsgruppe

Betriebs- und Privatleistungen spielen geringe Rolle

Sozialversicherung schließt nicht erwerbstätige Frauen aus

Familienleistungen sollen zur Mutterschaft ermuntern

Sozdem Regime 

Universale Leistungen, auch für neue Mittelschichten 

Angestrebt: Gleichheit höchster Standards → und nicht Gleichheit der Minimalbedürfnisse 

Universales Sicherungssystem erzeugt universale Solidarität 

Gleiche Rechte für Arbeiter, Ang, Beamte 

Abhängigkeit von Familie wird nicht begünstigt → Frauen sollen arbeiten können → Staat übernimmt wichtige Rolle bei Kinderbetreuung + Pflege

Mischsysteme

Rudimentäres Regime (Stefan Leibfried) → PO, SE, GL → stark landwirtschaftlich strukturiert, meist nicht einmal Grundrecht auf Wohlfahrt



�
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Klassifizierung von Wohlfahrtsstaatsregimen
Modell Liberal Sozialdemokratisch Konservativ Postsozialistisch

Sicherungstyp

Primäre Form des 
Anrechtserwerbs

Zielrichtung

Residualität, 
Eigenvorsorge

Bedürftigkeit

Armutsbe- 
kämpfung

Universalistische 
Bürgerversorgung

Bürgerstatus

Gleichheitspolitik 

Status- und 
Beitragsorientierung

Erwerbstätigkeit 

Statuserhalt

Status- und 
Beitragsorientierung 

Erwerbstätigkeit und 
Bedürftigkeit 

Rudimentäre 
Absicherung

Dekommodifizierung

Zentral für Wohlfahrt

Soziale Strukturierung

schwach 

Markt

hoch 

stark

Staat

niedrig 

mittel

Familie

mittel 

schwach

Familie

sehr hoch

Umverteilungskapazität

Anteil privater Ausgaben 
für Gesundheit und Alter 

Rolle des Staates im 
Strukturwandel 

schwach 

hoch 

Marktaktivierer

stark

niedrig

Arbeitgeber

schwach 

niedrig

Kompensierer

schwach

mittel

Reformer, 
Marktaktivierer

Beispielnationen GB, USA SE, DK, Fin D, AT, Fr, Bel CR

Quelle: Mau/Verwiebe 2009, 57.

Vorführender�
Österreich: konservatives Wohlfahrtsstaatsregime 

Anbindung der Leistungen an Erwerbsarbeit

Orientierung an Berufsgruppen

Orientierung an Statuserhalt

Fürsorgeleistungen und familiäre Vorsorge

�
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Zum Weiterschmöckern

AK Wien (Hg., 2009), Sozialleistungen im Überblick, Wien. 
AK-Schriftenreihe „Sozialpolitik in Diskussion“: http://arbeiterkammer.at
" Zeitschriften 
AK-Aktuell –

 

Schwerpunkt: Verteilungsgerechtigkeit 
http://www.arbeiterkammer.at

 

" Zeitschriften
VÖGB-AK-Skriptenbank: http://www.oegb.at
Sozialwissenschaftliche Studienbibliothek der AK Wien 
Tálos, Emmerich (2005), Vom Siegeszug zum Rückzug. Sozialstaat 
Österreich 1945-2005, Wien.
Tálos, Emmerich (2006, Hg.), Schwarz –

 

Blau. Eine Bilanz des „Neu-

 Regierens“
Badelt, Christoph und August Österle

 

(2001), Grundzüge der Sozialpolitik, 
Wien.  
Dachs, H., Gerlich, P. et. al. (Hg., 2006), Politik in Österreich. Das 
Handbuch, Wien.
Tálos, E., Dachs, H. et. al. (Hg., 1995), Handbuch des politischen Systems 
Österreichs. Erste Republik 1918-1933, Wien.
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